65594 Runkel, den 28. März 2007
Niederschrift

über die 11. ordentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel.

Zu der für heute Mittwoch, den 28. März 2007 um 18.30 Uhr in den Sitzungssaal des Rathauses in Runkel einberufenen 11. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung, zu der ordnungsgemäß geladen war, sind erschienen:

Als stimmberechtigte Stadtverordnete:

	1. Armin Naß

2. Horst Bender

3. Bernhard Brahm
4. Frank Burggraf
5. Manfred Hastrich

6. Manuela Janz

7. Jürgen Arnold

8. Andreas Dorn
9. Volker Rosbach
10. Michaela Thomas

11. Günter Daniel
12. Friedhelm Bender

13. Dr. Gerhard Ruttmann
	14. Rainer Röth

15. Hans-Karl Trog
16. Günter Gebhart

17. Klaus Brandes
18. Hermann Wilhelm Machoi

19. Hugo Schmidt

20. Wolfgang Falk
21. Dieter Beul
22. Arnold Nies
23. Michael Kilb
24. Erhard Becker

25. Bernd Polomski

26. Lothar Burggraf



Seitens des Magistrates:

	1. Bürgermeister Hans-Jürgen Heil

2. Michael Uhl

	3. Theo Schmidt

4. Lothar Christl

5. Sabine Hemming


Die Mitglieder wurden durch Einladung vom 22. März 2007 ordnungsgemäß einberufen. Die Ladung wurde am 23. März 2007 zugestellt. Zwischen dem Ladungs- und dem Sitzungstag lagen mehr als drei freie Tage. Herr Stadtverordnetenvorsteher Bender stellt zu Beginn der Sitzung um 19.35 Uhr die Beschlussfähigkeit der 11. Sitzung der Stadtverordneten-versammlung fest.

Entschuldigt fehlen seitens der CDU-Fraktion die Herren Martin Belz, Horst Christmann und Bernd Eckert, seitens der SPD-Fraktion Herr Eberhard Bremser. Von der Bürgerliste Runkel war Herr Thomas Kuhlisch entschuldigt.
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Tagesordnung:
1. Anfragen an den Magistrat

2. Bauleitplanung der Stadt Runkel im Stadtteil Dehrn;

    hier:
Aufstellung des Bebauungsplanes „Gelände Regina“ mit paralleler Flächen-

            nutzungsänderung

            a) Abwägungsbeschluss über die eingegangenen Anregungen im Rahmen der

                4. öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB für den Bebauungsplanentwurf

                und dem Flächennutzungsplanänderungsentwurf

            b) Annahme der Flächennutzungsplanänderung

            c) Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan

3. Endausbau des Baugebietes „Rahmschauer“ im Stadtteil Steeden;

    hier: Festlegung der Abrechnungsgebiete

4. Kindergarten Runkel-Ennerich;

    a) 
Ausbau zum Ganztagskindergarten

    b) 
Bericht mit Beschlussempfehlung durch Herrn Ausschussvorsitzenden Polomski für 
Jugend, Sport, Kultur und Soziales

5. Genehmigung von überplanmäßigen Ausgaben für das Haushaltsjahr 2006

6. Prüfung der Jahresrechnung Haushaltsjahr 2005;

    hier:
Bericht durch Herrn Haupt- und Finanzausschussvorsitzenden Gebhart mit 

            Beschlussvorschlag

7. Verwendung des Überschusses vom Rechnungsergebnis 2006;

    hier:
Bericht durch Herrn Haupt- und Finanzausschussvorsitzenden Gebhart mit 

            Beschlussvorschlag

8. Genehmigung des Protokolls der Stadtverordnetenversammlung vom 31.01.2007

9. Mitteilungen des Magistrates
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Zunächst begrüßt Herr Stadtverordnetenvorsteher Bender die anwesenden Gäste und insbesondere die Vertreter der heimischen Presse.

Anschließend stellt Herr Stadtverordnetenvorsteher Bender fest, dass zur Tagesordnung keine Änderungswünsche vorliegen.

Punkt 1

Anfragen an den Magistrat

Herr Bürgermeister Heil teilt mit, dass keine Anfragen an den Magistrat vorliegen.
Er nutzt die Gelegenheit und spricht im Namen des Magistrates die herzlichsten Gratulationswünsche zur Bürgermeisterwahl aus.

Punkt 2

Bauleitplanung der Stadt Runkel im Stadtteil Dehrn;

hier:
Aufstellung des Bebauungsplanes „Gelände Regina“ mit paralleler Flächen-

            nutzungsänderung

            a) Abwägungsbeschluss über die eingegangenen Anregungen im Rahmen der

                4. öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB für den Bebauungsplanentwurf

                und dem Flächennutzungsplanänderungsentwurf

            b) Annahme der Flächennutzungsplanänderung

            c) Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan

Nach dem ihm Herr Stadtverordnetenvorsteher Bender das Wort erteilt hat, erläutert Herr Bürgermeister Heil die vorliegende Verwaltungsvorlage.

Herr Stadtverordneter Becker macht auf einen Schreibfehler im Schreiben der Arbeitsgemeinschaft Limburg-Weilburg aufmerksam. Statt 144,45 m ü. N N muss es richtig 114,45 m ü. N N heißen.
Beschluss:

Herr Stadtverordnetenvorsteher Bender verliest nochmals für alle Anwesenden die folgenden Beschlusspunkte:

1.

Die während der vierten öffentlichen Auslegung und Beteiligung der Träger öffentlicher Belange zu dem Bebauungsplanentwurf und Flächennutzungsplanänderungsentwurf vorgebrachten Anregungen wird die Stadtverordnetenversammlung mit folgendem Ergebnis abwägen:

Während der öffentlichen Auslegung und Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange eingegangenen Anregungen, die als Anlage beigefügt sind, werden in der vorgelegten Form beschlossen. Bezüglich der Stellungnahme des Dezernates Immissionsschutz des RP Gießen vom 08.03.2007 zu dem Bebauungsplanentwurf beschließt die Stadtverordnetenversammlung den vorliegenden Abwägungsvorschlag dahingehend zu ergänzen, dass durch die Aufnahme einer entsprechende Passage in den noch abzuschließenden Erschließungsvertrag sicher gestellt wird, dass im Bereich der gemischten Bauflächen tatsächlich ein Mischgebiet entsteht, d.h. ein Miteinander von Wohnnutzung und gewerblicher Nutzung.
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Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beauftragt den Magistrat zu veranlassen, dass die beschlossenen Anregungen in den Bebauungsplan und die Flächennutzungsplanänderung eingearbeitet werden.

2.

Die Flächennutzungsplanänderung, bestehend aus Plankarte, Umweltbericht und Erläuterungen, wird unter Berücksichtigung der unter Punkt 1 – Abwägung – beschlossenen Änderungen angenommen.

3.

Der Entwurf des Bebauungsplanes „Gelände Regina“, bestehend aus dem Planteil und textlichen Festsetzungen mit Begründung, Umweltbericht und integriertem Grünordnungsplan wird mit den unter Punkt 1 beschlossenen Änderungen im Rahmen der Abwägung gem. § 10 BauGB als Satzung beschlossen. 

4.

Die zum Bebauungsplan gem. § 9 (4) BauGB i.V.m. § 81 HBO enthaltenen bauordnungsrechtlichen Festsetzungen werden gem. § 5 HGO als kommunale Satzung beschlossen.

5.

Die Flächennutzungsplanänderung ist auf der Grundlage des § 6 BauGB bei der höheren Verwaltungsbehörde zur Genehmigung vorzulegen.

6. 

Gemäß § 6 (5) BauGB ist die Erteilung der Genehmigung zur Flächennutzungsplanänderung ortsüblich bekannt zu machen.

7.

Nach Inkrafttreten der Flächennutzungsplanänderung ist der Bebauungsplan „Gelände Regina“ gem. § 10 (3) BauGB ortsüblich bekannt zu machen.

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt den Abwägungsbeschluss über die eingegangenen Anregungen im Rahmen der 4. öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB für den Bebauungsplanentwurf und den Flächennutzungsplanänderungsentwurf.

Abstimmung:

25 Ja-Stimmen

1 Nein-Stimme

Weiterhin beschließt das Parlament die Annahme der Flächennutzungsplanänderung.

Abstimmung:

25 Ja-Stimmen

1 Nein-Stimme

Außerdem beschließt die Stadtverordnetenversammlung den Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan.
Abstimmung:

25 Ja-Stimmen

1 Nein-Stimme
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Punkt 3

Endausbau des Baugebietes „Rahmschauer“ im Stadtteil Steeden;

hier: Festlegung der Abrechnungsgebiete

Herr Bürgermeister Heil erläutert die Verwaltungsvorlage. Auf Nachfrage der Bürgerliste ergänzt er, dass bis zum Flurstück 110 endausgebaut wird und das Flurstück 109 eine Grünfläche bleibt.
Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, die städtische Wegeparzelle Gemarkung Steeden, Flur 22, Flurstück 108 auszubauen. Die Wegeparzelle 108 wird soweit endgültig hergestellt, wie es zur Erschließung der Wohngrundstücke 110 und 111 (Hausnr. 30 und 32) sowie zur Erschließung der an das Grundstück 110 angrenzenden städtischen Ausgleichsfläche 109 notwendig ist.
Abstimmung:

Einstimmig

Punkt 4

Kindergarten Runkel-Ennerich;

    a) 
Ausbau zum Ganztagskindergarten

    b) 
Bericht mit Beschlussempfehlung durch Herrn Ausschussvorsitzenden Polomski für 
Jugend, Sport, Kultur und Soziales

Herr Stadtverordnetenvorsteher Bender erteilt hierzu Herrn Ausschussvorsitzenden Polomski das Wort. Dieser berichtet, dass der Ausschuss sich intensiv mit dem sehr komplexen Punkt „Kindergarten Ennerich“ zur Erlangung einer Betriebserlaubnis als Kindertagesstätte befasst hat. Herr Muth vom Jugendamt des Landkreises Limburg-Weilburg war ebenfalls bei dem Gesprächstermin zugegen.
Die Anwesenden der Ausschusssitzung besichtigten den Kindergarten in Ennerich. Hierbei wurde festgestellt, dass es noch ein sehr junger Kindergarten ist (der jüngste in der Stadt Runkel), der von den Räumlichkeiten bzw. von den baulichen Voraussetzungen am besten geeignet ist. Dies wurde auch von Herrn Muth bestätigt. Für kleine Nachbesserungen muss kein großer Kostenaufwand betrieben werden. Mehrkosten würden nur im Bereich Personal auftreten.
Herr Ausschussvorsitzender Polomski gibt folgende Beschlussempfehlung ab, welche im Ausschuss einstimmig erfolgte:

Der Ausschuss für Jugend, Sport, Kultur und Soziales empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung, den Magistrat zu beauftragen, die Betriebserlaubnis des Kindergartens Ennerich zur Kindertagesstätte für die Altersstruktur von 1 bis 12 Jahre zu beantragen; mit Verweis auf den bereits laufenden Antrag auf altersübergreifende Gruppe, sowie die Kosten für den erhöhten Personalbedarf und die zusätzliche Ausstattung zu ermitteln. Das Ergebnis ist der Stadtverordnetenversammlung mitzuteilen.

Herr Fraktionsvorsitzender Daniel möchte vor der Abstimmung noch folgende Fragen geklärt haben:
Welche personellen Konsequenzen wird der Ganztagskindergarten mit sich bringen?

Wie kann man flexibel mit evtl. sich jährlich verändernden Nutzerzahlen umgehen?

Durch die Umnutzung müssen die Benutzungsgebühren verändert werden. Wann ist mit einer Vorlage zu rechnen?
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Gibt es Überlegungen, Tagesmütter in diese Konzeption mit einzubeziehen?

Herr Ausschussvorsitzender Polomski verweist auf die Beschlussempfehlung, wo es darum geht, die Kosten für den erhöhten Personalbedarf und die zusätzliche Ausstattung zu ermitteln. Der Magistrat muss erst den Auftrag für diese Feststellung geben. Auf Grund der Belegungszahl wird vom Kreisausschuss festgelegt, wie viel und welches Personal eingestellt werden darf.
Herr Stadtverordneter Arnold berichtet, dass die CDU-Fraktion diesem Thema sehr positiv gegenüber steht. Sie ist jedoch der Auffassung, dass im Vorfeld eine Kostenermittlung sowie eine Bedarfsanalyse über die Kindergartenplätze erfolgen sollten.

Herr Vorsitzender Polomski gibt nochmals bekannt, dass dies nur ein Antrag auf die Betriebserlaubnis ist und kein Muss, den Kindergarten in Betrieb zu nehmen. Es müssen erst die Voraussetzungen abgewartet werden.
Herr Bürgermeister Heil schlägt vor, die Angelegenheit bei der Beschlussempfehlung zu belassen und wenn alle Bedarfs- und Kostenermittlungen durchgeführt wurden, legt der Magistrat dem Parlament einen entsprechenden Vorschlag vor.
Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, den Magistrat zu beauftragen, die Betriebserlaubnis des Kindergartens Ennerich zur Kindertagesstätte für die Altersstruktur von 1 bis 12 Jahre zu beantragen; mit Verweis auf den bereits laufenden Antrag auf altersübergreifende Gruppe.

Sobald alle Bedarfs- und Kostenermittlungen durchgeführt wurden, legt der Magistrat dem Parlament einen entsprechenden Vorschlag vor.

Abstimmung:

19 Ja-Stimmen

7 Enthaltungen
Punkt 5

Genehmigung von überplanmäßigen Ausgaben für das Haushaltsjahr 2006

Herr Bürgermeister Heil erläutert kurz die Verwaltungsvorlage. Es wird keine gesonderte Abstimmung gewünscht.
Beschluss:

Der Verwaltungsvorlage folgend beschließt die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel, folgende überplanmäßige Ausgaben aus dem Haushaltsjahr 2006 zu genehmigen:
HH-Stelle 910-9770 VMHH

Ansatz:    290.000 Euro 
Erhöhung:   28.704,11 Euro

HH-Stelle 910-8600 VWHH

Ansatz: 1.946.160 Euro
Erhöhung: 933.268,91 Euro 

HH-Stelle 910-9100 VMHH

Ansatz: 1.535.000 Euro
Erhöhung: 965.676,11 Euro

Abstimmung:

Einstimmig
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Punkt 6

Prüfung der Jahresrechnung Haushaltsjahr 2005;

hier:
Bericht durch Herrn Haupt- und Finanzausschussvorsitzenden Gebhart mit 

            Beschlussvorschlag

Herr Ausschussvorsitzender Gebhart berichtet, dass der Schlussbericht über die Prüfung der Jahresrechnung der Stadt Runkel für das Haushaltsjahr 2005 in der Stadtverordnetenversammlung vom 31.01.2007 in den HFA verwiesen wurde. 

Der HFA hat sich in seiner Sitzung am 13.02.2007 mit dem vorgelegten Bericht befasst. In der Sitzung haben dem Ausschuss der Bürgermeister sowie die Herren Wolf und Schaus mit Auskünften und Erläuterungen zur Verfügung gestanden.

Da in der Ausschusssitzung den Fraktionen genügend Exemplare für alle Stadtverordneten an die Hand gegeben wurden, möchte Herr Gebhart seinen Bericht auf einige wenige Bemerkungen und Tatbestände beschränken.

Er beginnt dabei mit dem Punkt 8.2. Resteverwaltung auf der Seite 31. Es werden dort Einnahmereste von ca. 300.000 Euro festgestellt. Der Prüfer empfiehlt dringend eine baldige und umfassende Restebereinigung vorzunehmen. Der Ausschuss bittet den Magistrat sich dieser Empfehlung anzunehmen.

Die Haushalts-Ausgabereste haben zwar immer noch 1,2 Mio. Euro betragen, sie waren jedoch um 845.000 Euro niedriger als im Vorjahr.

Die Darstellung der Prüfung des Anordnungs- und Belegwesens nimmt einen breiten Raum ein. Bei einem Großteil der geprüften Belege haben sich keine Beanstandungen ergeben. Der wiederholt auffindbare Hinweis auf den fehlenden Vergabevermerk nach § 30 VOB wurde von der Verwaltung aufgenommen. Dieser Vermerk wird in Zukunft vom Bauamt geführt.

Bei den Belegprüfungen zur Renovierung der Stadthalle und zum Neubau des Kindergartens Runkel wurde festgestellt, dass bei zwei Rechnungen die vereinbarten Rabatte nicht abgezogen und in einem Fall höhere Einzelpreise als vereinbart abgerechnet wurden. In allen Fällen sind die zuviel gezahlten Beträge von den ausführenden Firmen zurückgefordert, nach Auskunft der Verwaltung in einem Fall auch zurück gezahlt worden.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Prüfung keine wesentlichen Beanstandungen ergeben hat.

Die wirklich interessanten Ausführungen sind am Ende des Berichtes zu finden. Unter dem Punkt 10 wird eine komprimierte Übersicht über Vermögen, Schulden und Rücklagen der Stadt Runkel gegeben.

Am 31.12.2005 betrug das Vermögen der Stadt Runkel 40,5 Mio. Euro und hat sich gegenüber dem Vorjahr geringfügig erhöht. Die Schulden der Stadt belaufen sich auf 7.927.000 Euro und sind ebenfalls geringfügig leicht gegenüber dem Vorjahr gestiegen.

Die Pro-Kopf-Verschuldung errechnet sich auf 795,- Euro. Unter Einbeziehung der Schuldenstände bei Wasser- und Abwasserverband beträgt die Pro-Kopf-Verschuldung 1.436,- Euro.

Die Rücklagen der Stadt Runkel betrugen am 31.12.2005 1.046.115 Euro.

Der HFA hat am Ende der Diskussion des Schlussberichtes beschlossen, der Stadtverordnetenversammlung die Entlastung des Magistrats für das Haushaltsjahr 2005 vorzuschlagen. 

Dieser Beschluss wurde einstimmig gefasst.   
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Beschluss:

Dem Vorschlag des Haupt- und Finanzausschusses folgend beschließt die Stadtverordnetenversammlung die Entlastung des Magistrates.

Abstimmung:

Einstimmig 

Punkt 7

Verwendung des Überschusses vom Rechnungsergebnis 2006;

hier:
Bericht durch Herrn Haupt- und Finanzausschussvorsitzenden Gebhart mit 

            Beschlussvorschlag

Herr Ausschussvorsitzender Gebhart erhält das Wort und beginnt mit seinem Bericht:

Unter dem TOP 6 haben wir soeben erfahren, dass sich aufgrund positiver Entwicklungen, vor allem bei den Gewerbesteuer-Einnahmen, die Zuführungen über den Vermögens-Haushalt zur Allgemeinen Rücklage per 31.12.2006 um ca. 1 Mio. Euro erhöht haben.

Eine durchaus erfreuliche Situation, wie er meint.

Der Magistrat hat in der Stadtverordnetenversammlung vom 31.01.2007 den Vorschlag unterbreitet, diese erhöhte Zuführung zur Rücklage zur außerordentlichen Tilgung von Darlehen zu verwenden. Auf die entsprechende Verwaltungsvorlage vom 25.01.2007 nehme ich Bezug.

Der HFA hat sich in seiner Sitzung am 13.02.2007 mit dieser Vorlage befasst. Der Magistrat schlägt darin vor zwei Darlehen bei der KSK,

End-Nr. 279, Valuta am 31.12.2006: 619.374,07 Euro, Zinssatz 5.42 % p.a. und 

End-Nr. 238, Valuta am 31.12.2006: 383.197,82 Euro, Zinssatz 4,89 % p.a.

zum nächst möglichen Termin zurück zu zahlen.

Die Sondertilgung für die beiden Darlehen beträgt ca. 1 Mio. Euro.

Dieser Vorschlag wurde im HFA durchaus kontrovers diskutiert. Nach ausführlicher Diskussion hat der HFA dem Vorschlag des Magistrates mit 4 Ja- und 2 Nein-Stimmen der anwesenden Mitglieder zugestimmt.

Der HFA schlägt somit mehrheitlich der Stadtverordnetenversammlung die Annahme des oben genannten Vorschlages zu einer Sondertilgung der beiden Darlehen vor.

Die SPD-Fraktion ist laut Herrn Fraktionsvorsitzenden Daniel mehrheitlich der Meinung, dem Vorschlag nicht zu folgen. Es wäre besser, diesen Überschuss der Allgemeinen Rücklage zuzuführen. Begründung hierfür ist, Gewinn und eine evtl. höhere Flexibilität zu erlangen, um auch in diesem Haushaltsjahr noch Maßnahmen durchführen zu können, die als dringlich beurteilt werden.
Herr Bürgermeister Heil teilt mit, dass in der Haushaltsgenehmigung für das Haushaltsjahr 2007 von der Kommunalaufsicht enthalten ist, dass wegen der Verschuldung darauf hin gearbeitet werden soll, Schulden zu tilgen. Er schlägt vor, die Schulden zu tilgen, denn man weiß nicht, was die Zukunft noch bringt.
Herr Fraktionsvorsitzender Becker ist der Auffassung, dass Schuldenabbau immer eine gute Sache sei. Die Bürgerliste ist für eine Aufteilung der Mehreinnahme. Ein Teil soll für Schuldentilgung und ein Teil für die Verwahrung in der Rücklage genutzt werden. Wird der Überschuss   nur   für  die  Tilgung  verwandt,  müsste  das  erforderliche  Geld   für  Investitionen 
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wieder über neue Kredite beschafft werden. Die Stadt Runkel muss aus den Mehreinnahmen aus der Gewerbesteuer im nächsten Jahr wieder einen Teil für die Abführung an das Land bereitstellen. Diese Mittel müssten dann aus dem laufenden Haushalt finanziert werden, und an anderer Stelle fehlte wieder das Geld.
Vorschlag der Bürgerliste: Es wird ein Darlehen getilgt und der Restbetrag wird in die Allgemeine Rücklage geführt, um Investitionen abwickeln zu können.

Die CDU-Fraktion hat sich mit deutlicher Mehrheit dafür ausgesprochen, so Herr Stadtverordneter Arnold, der geplanten Schuldentilgung den Vorrang zu geben. Wenn die Möglichkeit gegeben ist, einen Großteil an Schulden zu tilgen, sollte man dies auch tun.

Herr Ausschussvorsitzender Gebhart gibt bekannt, dass die vom Ausschuss gegebene Beschlussempfehlung nicht seine Zustimmung gefunden hat. Grundsätzlich sei es zu begrüßen, Darlehen zu tilgen. Er würde auch uneingeschränkt diesem Vorschlag zustimmen, wenn wir über einen überschaubaren Zeitraum in der Lage wären, die vor uns liegenden Aufgaben ohne Kreditaufnahme zu erledigen. Das ist seines Erachtens nicht der Fall. Er erinnert, dass bei der Haushaltsaufstellung für das Jahr 2007 verschiedene als notwendig erachtete Maßnahmen in die Folgejahre verschoben wurden, weil keine Neu- bzw. Mehrverschuldung in Kauf genommen werden sollte.
Beschluss:

Das Parlament beschließt laut dem Vorschlag des Haupt- und Finanzausschusses, den in Rede stehenden Betrag als Tilgung für Darlehen zu verwenden. Findet der Beschluss keine Zustimmung, wird der genannte Betrag der Allgemeinen Rücklage zugeführt.

Abstimmung:

11 Ja-Stimmen

14 Nein-Stimmen
1 Enthaltung
Punkt 8

Genehmigung des Protokolls der Stadtverordnetenversammlung vom 31.01.2007

Das Protokoll der Sitzung vom 31.01.2007 wird ohne Änderungen einstimmig genehmigt.

Punkt 9

Mitteilungen des Magistrates
1)

Der Haushalt für das Haushaltsjahr 2007 ist genehmigt worden. Im Magistrat werden die aufgestellten Auflagen beraten.
2) 

Es fand ein Ortstermin zwischen der Stadt Runkel und dem ASV Dillenburg an der Lahnbrücke in Dehrn statt. Von den Vertretern des ASV Dillenburg wurde mitgeteilt, dass beabsichtigt wird, noch im Jahre 2007 kleine Sanierungsarbeiten an der Brüstung und an der Nebenanlage der Brücke durchzuführen. Im Brüstungsbereich sollen die freigelegten Bewehrungen saniert werden, darüber hinaus sollen die schadhaften Gehwege ausgebessert werden. Es ist aber nicht vorgesehen, im Rahmen der in 2007 geplanten Maßnahme die Nebenanlagen abzubrechen und zu erneuern. Eine grundhafte Sanierung der Brücke ist nach 
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gegenwärtigen Planungen für das Jahr 2010/2011 vorgesehen. Im Rahmen dieser grundhaften Sanierung werden dann auch die Brüstungen sowie die Nebenanlagen komplett erneuert.

3)
Der Magistrat hatte eine Bestandsaufnahme des Ortskernes der Kernstadt Runkel in Auftrag gegeben. Drei Marburger Studenten haben über die Wirtschaftsförderungsgesellschaft die Stadtteile Runkel, Schadeck und Dehrn untersucht. Das Untersuchungsergebnis wurde dem Bürgermeister übergeben, wird demnächst im Magistrat beraten und die Ausweitungsmöglichkeiten der Stadtverordnetenversammlung vorgestellt werden.
Schon heute ist zu sagen, dass Runkel im Schnitt in der Bewertung von Nachbargemeinden steht. Handlungsbedarf besteht jedoch in den nächsten zehn Jahren.

4)

Wegen des geplanten Neubaues eines Sportplatzes in Ennerich hat der Magistrat einen planerischen Vorentwurf mit einer Eingriffs- und Ausgleichsfinanzierung in Auftrag gegeben, um die Durchsetzbarkeit der Bauabsicht abzuklären.
Der Vorentwurf soll eine Machbarkeitsstudie sein und beinhaltet nicht zwingend den tatsächlichen Bau des Sportplatzes.

5)
Die Planung des Kreisels Heerstraße musste noch einmal Richtung Westen verschoben werden, um exorbitant hohe Forderungen eines Grundstückseigentümers zu relativieren. Die Verhandlungen über den Ankauf konnten noch nicht endgültig abgeschlossen werden.

6)

Kollege und Ortsvorsteher Trog hat im Magistrat die Planungen des Ortsteiles Steeden zur 750 Jahrfeier in 2008 vorgestellt. Die Planungen sind weit gediehen und versprechen hervorragende Festtage. Der Magistrat hat vorab für die Herstellung eines Kalenders 4.600 Euro bereitgestellt.

7)
Der Endausbau „Auf der Rahmschauer“ im Stadtteil Steeden wurde mit rd. 300.000 Euro an die Firma Grimm aus Herborn vergeben, deren Abrechnungsgebiete heute beschlossen wurden.

Herr Stadtverordnetenvorsteher Bender bedankt sich nochmals herzlich für das entgegengebrachte Vertrauen der Bürger/Innen von Runkel und den sehr fairen Wahlkampf und gibt bekannt, dass er mit Ablauf des 30. Juni 2007 das Amt des Stadtverordnetenvorstehers niederlegen wird. Somit kann in der Sitzung am 4. Juli 2007 eine Nachfolgeperson gewählt werden. 

Stadtverordnetenvorsteher:





Schriftführerin:










